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über 
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DIESES SCHREIBEN ENTHÄLT INFORMATIONEN ZU FOLGENDEN THEMEN: 

• Aktualisierte Rechtsauffassung des BMI zum Verhältnis von § 51 AsylG zu § 60 AsylG 

 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

liebe Kolleginnen und Kollegen, 

hiermit möchten wir Sie über die geänderte Rechtsauffassung des Bundesministeriums des In-

nern (BMI) im Hinblick auf das Verhältnis von § 51 AsylG (länderübergreifende Verteilung) zu 

§ 60 AsylG (Wohnsitzauflage) im Falle der eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts in-

formieren.  

Nach der bislang vertretenen Auffassung des BMI für den Fall eines länderübergreifenden Um-

zugs bedurfte die Änderung der Wohnsitzauflage nach § 60 Abs. 1 AsylG zwingend einer 

gleichzeitigen Änderung der Verteilentscheidung nach § 51 AsylG. Danach war zunächst ein 

Antrag bei der zuständigen Behörde des Ziellandes zu stellen, § 51 Abs. 2 AsylG. Vorausset-

zung für die Aufhebung der Wohnsitzauflage war, dass die Verteilentscheidung ergehen kann. 

Diese konnte dabei unter der Auflage ergehen, dass die Wohnsitzauflage am bisherigen Aufent-

haltsort aufgehoben wird. Wenn eine Entscheidung über die länderübergreifende Verteilung 

getroffen wurde, erging die Entscheidung über eine (neue) Wohnsitzauflage im Hinblick auf 

den sich nach der Verteilentscheidung ergebenen Aufenthaltsort (§ 60 Abs. 1 S. 2 AsylG). 

Von dieser Rechtsauffassung ist das BMI nunmehr abgerückt: 

„Nach aktualisierter Rechtsauffassung des BMI ist die Wohnsitzauflage nach § 60 AsylG von 

der Verteilentscheidung zu trennen, auch wenn sie wegen § 60 Abs. 3 S. 4 AsylG in der Regel 

gemeinsam mit der Verteilentscheidung ergeht. Erst im Rahmen der Auflage wird festgelegt, 

wo genau die Asylsuchenden nach Erlöschen der Pflicht zur Wohnsitznahme in einer Aufnah-

meeinrichtung ihren gewöhnlichen Aufenthalt zu nehmen haben. Bei der Wohnsitzauflage 

nach § 60 AsylG handelt es sich um eine selbstständig anfechtbare Nebenbestimmung ge-

mäß § 36 Abs. 1, 2 Nr. 4 VwVfG. Sie kann daher unabhängig von der Verteilentscheidung auf-

gehoben werden. Wird die Wohnsitzauflage unter Beibehaltung der ursprünglichen Verteilent-

scheidung aufgehoben, sind die Asylsuchenden zunächst frei in ihrer Wahl des Wohnsitzes. Die 
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Arbeitsaufnahme an einem anderen Ort – unter Mitteilung der neuen Meldeadresse – ist mög-

lich. Sollte es im Nachgang zu einem Rückfall in die Hilfsbedürftigkeit kommen, kann aufgrund 

der weiterhin bestehenden Verteilentscheidung umgehend eine neue Wohnsitzauflage erlas-

sen werden. Dies gilt sowohl für landesinterne, als auch für länderübergreifende Umzüge. Die 

Zuständigkeit der ursprünglich festgelegten Behörde im Hinblick auf die nun erneut zu gewäh-

renden Asylbewerberleistungen bleibt unberührt, vgl. § 10a AsylbLG. Eine unerwünschte Mehr-

belastung der Gemeinde des neuen Wohnortes ist damit ausgeschlossen, das Prinzip der ge-

rechten Lastenverteilung bleibt erhalten.“ 

Die Wohnsitzauflage kann somit unabhängig von der Verteilentscheidung aufgehoben werden.  

Wir bitten darum, die geänderte Rechtsauffassung bei der Bearbeitung entsprechender Fälle 

zugrunde zu legen.  

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Graf 

Ministerialrätin 

 

 

HINWEIS 

Dieses Schreiben wird auf der Internetseite des Ministeriums der Justiz und für Migration 

unter der Rubrik „Erlasse und Anwendungshinweise“ veröffentlicht. 

 

 


